
 

 

Der Generalvikar 

 

Verwaltungsanordnung zur Pfarramtsvisitation 

 

Die „Ordnung für die Bischöfliche Visitation“ (Amtsblatt 2025, 565–570) sieht eine Auswer-

tung und Nachkontrolle der Pfarramts- und Verwaltungsvisitation vor.  

Für die Auswertung und Nachkontrolle der Pfarramtsvisitation wird folgende Verwaltungsan-

ordnung erlassen: 

1. Der mit der Visitation beauftragte Priester führt die Pfarramtsvisitation durch und hält 

die Ergebnisse in den vom Bischöflichen Ordinariat herausgegebenen Protokollen 

fest. 

 

2. Der mit der Visitation beauftragte Priester leitet die Protokolle an den Stabsbereich 

Aufsicht und Recht. Der Stabsbereich nimmt eine Sichtung der Protokolle vor und lei-

tet im Falle der Feststellung eines Mangels den betreffenden Auszug aus dem Proto-

koll der nach dem Geschäftsverteilungsplan im Bischöflichen Ordinariat zuständigen 

Stelle weiter. 

 

3. Die im Bischöflichen Ordinariat zuständige Stelle nimmt innerhalb von vier Wochen 

Kontakt mit dem Pfarrer der von der Mangelanzeige betroffenen Pfarrei bzw. mit dem 

Leiter der Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache auf und übermittelt den 

durch diese Verwaltungsanordnung generell ausgesprochenen Auftrag des Generalvi-

kars und des Bischöflichen Bevollmächtigten, den festgestellten Mangel innerhalb 

von sechs Monaten zu beseitigen. Das Bischöfliche Ordinariat steht dabei unterstüt-

zend zur Seite und übernimmt die Aufgaben, die in seinen Zuständigkeitsbereich fal-

len. 

 

4. Sofern die im Bischöflichen Ordinariat zuständige Stelle der Auffassung ist, dass ein 

festgestellter Mangel nicht behoben oder erst zu einem späteren Zeitpunkt behoben 

werden soll, leitet die zuständige Stelle einen entsprechenden Entscheidungsvor-

schlag über die Stabsstelle Aufsicht und Recht dem Generalvikar und dem Bischöfli-

chen Bevollmächtigten zur Entscheidung zu. Der Generalvikar und der Bischöfliche 

Bevollmächtigte entscheiden über das weitere Vorgehen. 

 

5. Die im Bischöflichen Ordinariat zuständige Stelle teilt dem Generalvikar und dem Bi-

schöflichen Bevollmächtigten nach Ablauf der Frist über den Stabsbereich Aufsicht 

und Recht mit, ob der Mangel behoben worden ist. Sollte eine Beseitigung innerhalb 

dieser Zeit nicht möglich sein, unterrichtet sie über den Stabsbereich Aufsicht und 

Recht den Generalvikar und den Bischöflichen Bevollmächtigten und sorgt weiterhin 

dafür, dass die durch die Protokolle festgesetzten Anforderungen erfüllt werden.  

 



 

6. Die Visitationsunterlagen sind erst nach Abschluss der Maßnahmen zu den Akten zu 

geben. 

 

7. Diese Verwaltungsanordnung tritt zum 21. Oktober 2025 in Kraft. 

 

Limburg a. d. Lahn, 17. Oktober 2025  

Az.: 501L/17692/25/01/5 

 

 

gez. 

Dr. Wolfang Pax     Prof. Dr. Hildegard Wustmans 

Generalvikar      Bischöfliche Bevollmächtigte 


